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Pressemitteilung
Prozess über Wirksamkeit der BVVG-Kaufverträge
Wichtiges Grundsatzverfahren beim Landgericht Berlin:

Am 03. Februar 2015 um 10:45 Uhr findet im Altbau des Landgerichts Berlin, erste Etage Zimmer 135, ein Verfahren von weitreichender Bedeutung statt.

Erstmals wird vor einem Landgericht nun über diese Wirksamkeit verhandelt. Dabei geht es um folgendes:

Ein Kläger hat im Jahre 2005 mit der BVVG (staatseigene Gesellschaft) einen Kaufvertrag über landwirtschaftliche Flächen abgeschlossen. Diese unterliegen gesetzlichen Beschränkungen insoweit, als dass 15 Jahre lang über die Flächen nicht verfügt und ausschließlich landwirtschaftlich genutzt werden darf. Nun hat sich ein Windparkbetreiber an den Kläger gewandt mit der Anfrage, ob er seine Flächen für die Bestellung mit Windkrafträdern zur Verfügung stelle. Dem widerspricht der Kläger grundsätzlich nicht; jedoch sagt sein Kaufvertrag, dass die BVVG eine Entschädigung verlangt, die 75 % seiner zu erwartenden Vergütung von dem Windparkbetreiber entspricht, und zwar über einen Zeitraum von mindestens 25 Jahren ab Abschluss des Nutzungsvertrages. Obwohl die Sperrfrist von 15 Jahren im Jahr 2020 ausläuft, soll die Vergütung des Grundstückseigentümers während der gesamten Laufzeit der Windräder - hier bis voraussichtlich zum Jahr 2040 - in die Kasse des Bundes fließen. Diese Form der Entschädigung sowie insbesondere auch der Umfang der Entschädigung ist nicht von der gesetzlichen Regelung der Flächenerwerbsverordnung und des Ausgleichsleistungsgesetzes abgedeckt, so dass erhebliche Zweifel an der Wirksamkeit der z.B. hier  entsprechenden Passagen der Kaufverträge bestehen.

Wer zwischen 1945 und 1949 durch die damalige sowjetische Besatzungsmacht enteignet wurde, ist berechtigt, zu einem vergünstigten Kaufpreis in kleinem Umfang landwirtschaftliche Flächen von der BVVG zu erwerben. Dabei sind erhebliche Verfügungsbeschränkungen durch die Flächenerwerbsverordnung in den BVVG-Vertrag eingebaut worden, die den Eingentumscharakter betreffen. Die BVVG gibt den Vertragstext voll umfänglich vor und informiert jeden hier tätigen Notar, dass jegliche Veränderungen im Vertragstext das Risiko der Nichtgenehmigung nach sich ziehe und die Vorlage insofern ohne Widerspruch oder Ergänzung akzeptiert werden muss. Es ist also ausgeschlossen, über einzelne Passagen der Verträge zu verhandeln mit dem Ziel der Änderung. Bisher hat es ein Verfahren über die Wirksamkeit der Verträge nicht gegeben.

Die mündliche Verhandlung in der ersten Instanz findet bei dem Landgericht Berlin, Tegeler Weg, am 3.2.2015 um 10:45 Uhr, Altbau, 1. Etage, Zi. 135, in öffentlicher Verhandlung statt.

Wegen der besonderen Brisanz des Verfahrens, von den in allen neuen Bundesländern mehrere Tausende Berechtigte betroffen sein können, möchten wir eine Thematisierung noch  möglichst im Laufe des Januars erreichen und geben Ihnen hierzu gerne zusätzlich detaillierte Informationen.
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